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Dominik Heitz und
Rachel Hueber

Zehn Jahre lang herrschte Ruhe
umden Schwarzparkmit seinem
Hirschbestand. Jetzt stört einer
diese Ruhe: OliverBieli von Basel
Animal Save. In einerMitteilung
an die Medien wirft er den Ver­
antwortlichen derTiere vor, dass
es im Park zu einer «höchst
umstrittenen Gatterjagd, einem
regelrechten Gemetzel» komme,
bei demvor allem «extra gezüch­
tete männliche Tiere – ohne die
geringsteMöglichkeit zur Flucht
– gnadenlos dezimiertwerden».

Seit Jahren dokumentiere die
Organisation Basel Animal Save
die Damhirschgruppe regelmäs­
sig und beobachte die Situation
«äusserst kritisch», schreibt Bieli.
Am 1. Januar habe man einzelne
Individuen derHerde dokumen­
tiert und das Augenmerk insbe­
sondere auf die abschussgefähr­
deten männlichen Tiere gerich­
tet. «So auch auf einen stolzen
Bock, den wir ‹Alphonse› nen­
nen», heisst es im Schreiben.
«Das putzmuntere Tier lag we­
nige Stunden nach unserenAuf­
nahmen tot imGehege.Und dies
den ganzenMorgen langvon den
Verantwortlichen des Schwarz­
parks unentdeckt und zum Ent­
setzen zahlreicherAnwohnerin­
nen und Anwohner, darunter
vielen Kindern.»

«Diese Aussage ist falsch»
Basel Animal Save fragt sich:
«WeshalbmussteAlphonse ster­
ben? Waren in der vergangenen
Silvesternacht klammheimlich
Jägerinnenund Jäger imSchwarz­
park mit dem Abschiessen von
Hirschen beschäftigt?WurdeAl­
phonse angeschossen und erlag
den Folgen eines nicht tödlichen
Treffers? Und weshalb lag der
Kadaver derart lange unentdeckt
im Schaugehege?»

Die «Basler Zeitung» hat sich
nicht selber gefragt, sondern den

für die Hirschgruppe verant­
wortlichen Erlen-Verein. Dessen
Geschäftsführerin Claudia Baum­
gartner stellt gleich klar: «An Sil­
vester fand keine Jagd statt. Der
Hirsch ist eines natürlichenTodes
gestorben.»ManhabevonderPo­
lizei eineMeldung erhalten, dass
im Gehege ein toter Hirsch liege.
«Wir besuchen den Schwarzpark
dreimal pro Woche; das ist für
die Betreuung eines Wildtieres
ausreichend», so Baumgartner.
«Manchmal geschehen – wie in
der freienNatur–Dinge,die nicht
voraussehbar sind.» Was die
«gnadenlose Dezimierung» an­

geht, die Oliver Bieri ins Feld
führt, so erklärt Kantonstier­
arzt Michel Laszlo: «Die artge­
rechte Vermehrung der Tiere ist
ein natürlicher Akt, in den auch
aus Tierschutzsicht nicht einge­
griffenwerden sollte. Allerdings
führt dies dann auch zur Ver­
grösserung des Bestandes, der
aufgrund der beschränktenNut­
zungsfläche künstlich reguliert
werden muss.»

DenVorwurf des «Gemetzels»
jedoch lässt Laszlo nicht gelten:
«Diese Aussage ist falsch. Da
die Hirsche jährlich einmal zur
Lebensmittelgewinnung erlegt

werden, sind einerseits die Tier­
schutzgesetzgebung sowie die
Lebensmittelgesetzgebung pein­
lichst genau einzuhalten.» Denn
bei den Schwarzpark-Hirschen
handle es sich um Gehegewild
undnicht umFreiwild.UndGehe­
gewild diene unter anderemauch
der Lebensmittelgewinnung.

Überwachter Vorgang
«Sobald die Hirsche zur Lebens­
mittelgewinnung vorgesehen
sind, werden die Tiere zu
Schlachttieren und unterliegen
denVorschriften gemäss der eid­
genössischen Verordnung über

das Schlachten und die Fleisch­
kontrolle und derTierschutzver­
ordnung,wodie Betäubungs- be­
ziehungsweiseTötungsarten de­
finiert undvorgeschrieben sind»,
sagt Laszlo. Insofern erfolge
der Abschuss rechtmässig. «An­
schliessendwerden die Schlacht­
tierkörper zur amtlichen Fleisch­
untersuchungvorgestellt und als
genusstauglich befunden.»

EinAbschuss sei die tierscho­
nendsteArt, einWildtier zu töten.
«Der gezielte Schuss durch einen
geübten Jäger erfolgt unvermit­
telt, hat einen unmittelbar töd­
lichen Effekt und beinhaltet für

das betreffende Tier keinen vor­
angehenden Stress durch ander­
weitigeManipulationen und all­
fällige Transporte», so Laszlo.

Der Abschuss mehrerer Tiere
einerGruppe erfolge zudemüber
einen längeren Zeitraum, sodass
auch die Gruppe, aus der die
Tiere herausgenommenwürden,
nicht unnötig gestresst werde.
«Das Veterinäramt ist bei den
Abschüssen jeweils zugegen und
überwacht den Vorgang.» Mit
ihren Vorwürfen und Verdächti­
gungen haben die Tierschützer
in dem Fall also einen Bock ge­
schossen.

Da haben Tierschützer einen Bock geschossen
Kritik an Basler Schwarzpark Anhand eines toten Hirsches unterstellt Basel Animal Save den Verantwortlichen
der Schwarzpark-Hirsche, sie machten heimlich Jagd auf die Tiere. Alphonse starb jedoch eines natürlichen Todes.

Seit den späten 1920er-Jahren existiert im Schwarzpark ein Hirschgehege, dessen Tierbestand jährlich reguliert wird. Foto: Dominik Plüss

Kürzlich hat der Grosse Rat
einen «Stadtbelebungsfonds»
beschlossen, der Projekte
unterstützt, welche die Innen­
stadt beleben sollen. Es warten
sechs Millionen Franken auf
Projektanträge, die dann vom
Kanton bearbeitet und von
einem Fondsrat entschieden
werden.

Die Idee ist spannend. Ob das
Format eines über den Kanton
verwalteten Fonds richtig ist,
wird sich noch zeigen. Bis
heute hat unsere Innenstadt
nicht gerade vomWirken des
Kantons profitiert. Die von der
Regierung versprochene
Aufwertung des Barfüsser- und
des Marktplatzes, insbesondere
für Veranstaltungen, erwies
sich als Flop.

Abends sind die Plätze von
Tristesse geprägt – auch wenn

das neue Hotel am Marktplatz
ein kleiner Lichtblick ist.
Die vielen Tramlinien, die
die Plätze im Minutentakt
durchqueren, helfen bei der
Aufwertung auch nicht.

In der Freien Strasse ist es
ähnlich trist. Am Vormittag
erinnert sie an einen Liefer­
wagen-Parkplatz, und abends
ist sie so still und verlassen wie
der Friedhof Hörnli – wobei
dort wenigstens Rehe herum­
hopsen. Die Neugestaltung
bringt auch keine Belebung
und – Esther Kellers Planer
sei Dank – wegen massiver
Verzögerungen für Jahre
nichts Tolles.

Im Gegenteil muss das einzige
Restaurant, die Schlüsselzunft,
sich Sorgen machen. Schliess­
lich wird deren Terrasse dank
Kellers Bauflop länger dicht­

bleiben. Die Verwaltung leistet
viel dafür, dass die Belebung
nicht voranschreitet.

Doch auch andere Organisa­
tionen scheinen sich nicht zu
bemühen. Ein seit Jahren
existierendes Ladensterben
wird beispielsweise von Pro
Innerstadt verneint. Obschon
wieder diverse Ladenflächen in
der Freien Strasse leer stehen
und weitere Mieter, wie das
Juweliergeschäft Gübelin, sie
verlassen, behauptet Pro Inner­
stadt, dass es kein Laden­
sterben gibt.Wirklich? Dabei
ist Gübelins Kommunikation
für denWeggang eindeutig.
So wird «die Entwicklung des
Standorts Freie Strasse» als
Grund angegeben. Alarm­
zeichen, die Pro Innerstadt –
die heissen neu «StadtKonzept­
Basel» (wieso eigentlich?) – zu
keinem Umdenken bewegen.

Seit demwenig nachhaltigen
«White Dinner», einer geflopp­
ten Modenschau und Stühlen,
die Gewerbetreibende vor den
Laden schleppen müssen, hört
man wenig. Man plappert lieber
plumpe PR-Botschaften der
Verwaltung nach oder unter­
stützt ein «Roger-Federer-
Tram», um auf einem Foto
erscheinen zu können.Wird so
die Innenstadt belebt?

Dabei gibt es Gegenbeispiele. So
berichtete die BaZ kürzlich über
die Ladenvielfalt in Bern. Leere
Ladenflächen sieht man dort
keine. Nun mag man entgegen­
halten, dass die Grenzlage Basel
schadet. Doch nur daran liegt es
nicht. Corona hat bewiesen,
dass das Lokale gefragt ist und
Innenstädte wieder an Attrakti­
vität gewinnen können. Hierfür
müssten aber, wie in Bern, der
Kanton, Vereine und Private

zusammenspannen. Bisher
erkennt manwenig Ideenreich­
tum, und von «StadtKonzept­
Basel» kann man offensichtlich
nichts erwarten. Auch die
Regierung scheint dies erkannt
zu haben: Im Fondsrat ist der
Verein nicht vertreten.

Klar, gegen hohe Mietzins­
preise kann der Staat wenig
machen und Vermietern nicht
vorschreiben, dass nun ein Café
einziehen muss. Doch es gibt
Potenzial. So ist die Neugestal­
tung des Barfi ohne platz­
raubendes Tramhäuschen und
Parkplätze dringend angezeigt.
Der Markt auf dem Marktplatz
muss attraktiver gestaltet und
die furchtbare Platzsituation
mit Fussgängern, Velofahren­
den und Autos neu organisiert
werden. Auch temporäre
Pop-up-Stores im Gastro­
bereich, auch auf Allmend,

sind rasch zu bewilligen und
das Organisieren von Stadt­
festen, in Zusammenarbeit mit
Privaten, eine weitere Unter­
stützungsmassnahme. Dafür
dürfte auf die eine oder andere
Demobewilligung verzichtet
werden, welche Basel zwar für
Linke «belebt», Besuchende
aber abschreckt.

Es ist also einiges möglich und
erstaunlich, dass die Regierung
schläft. Machen wir jetzt vor­
wärts und beleben wir endlich
unsere Innenstadt. Ein «Weiter
wie bisher» und erfolgloses
Dauerplanen ohne Effekt sind
keine Option mehr.

Neujahrsvorsatz: Innenstadt endlich beleben!
Bisher ist in Basel wenig Ideenreichtum erkennbar, wenn es darum geht, das Ladensterben in der Innenstadt zu stoppen.
Von «StadtKonzeptBasel» kannman offensichtlich nichts erwarten. Auch die Regierung scheint dies erkannt zu haben.

Joël Thüring
Grossrat SVP
Basel-Stadt und
BaZ-Kolumnist

Thüring direkt

Die Geschichte
des Schwarzparks

Der an die Quartiere Breite und
Lehenmatt angrenzende Schwarz-
park geht auf das Jahr 1862
zurück, als dort eine Villa entstand,
die ab 1926 die Familie des Kon-
suls und Mäzens Fritz Schwarz
von Speckelsen bewohnte. Sie
gab dem Anwesen den Namen.
Der Konsul und passionierte Jäger
war es auch, der ein Hirschgehege
anlegen liess. Seither wird der
Tierbestand jährlich reguliert, um
Inzest und Kämpfe unter den
Hirschmännchen zu vermeiden.
1996 gelangte das Land, das
grösser als der Schützenmattpark
ist, nach einer Volksabstimmung
in den Besitz des Kantons.
Seit 2014 ist der Park – zu zwei
Dritteln vom Hirschgehege einge-
nommen – öffentlich zugänglich.
Früher war die Jagdpolizei für
die Regulierung der Hirschherde
zuständig, seit 2006 ist es der
Erlen-Verein. Nach der Über
nahme des Schwarzparks durch
den Kanton gab es nur noch ein
einziges privates Hirschgehege
in Basel-Stadt: jenes auf dem
Bäumlihofgut. Es wurde 1997
aufgehoben. (hei)
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Simon Bordier

Die verschärften Corona-Regeln
in beiden Basel, die neu auch für
Kinder der ersten bis vierten
Primarstufe gelten, lassen die
Wogen beiMassnahmengegnern
hochgehen. In einschlägigen
Chatforen wird kaum eine The-
orie, kaumein juristischer Stand-
punkt ausgelassen,umdas schier
Undenkbare zuverhindern–dass
der eigeneNachwuchs im Schul-
unterricht zum Tragen einer
Maske und zurTeilnahme an den
Pooltests verpflichtet wird.

Die Behörden zeigen sich
indes unbeeindruckt. «Bis auf
Widerruf besucht Ihr Kind ab
Donnerstag, 6. Januar 2022, den
Unterricht gemäss Stundenplan
(...)», stellt etwa die Primarstufe
Reinach in einem Antwortbrief
an massnahmenkritische Eltern
klar.DasMasketragen sei gemäss
Organisationen wie Pädiatrie
Schweizmedizinisch unbedenk-
lich. BeimVerzicht auf dieMaske
ohne ärztliches Attest handle es
sich um einenVerstoss gegen die
rechtlichen Vorgaben, heisst es
in dem Elternbrief weiter. Das
Schreiben habe man an insge-
samt 17 Familien verschickt, er-
klärt Schulleiter Oliver Sprecher
auf Anfrage.

Appell an die Solidarität
Dochwas,wenn Kinder dennoch
ohne Gesichtsschutz und ohne
Attest zurSchule kommen? Stülpt
man ihnen zwangsweise eine
Maske über? Werden sie nach
Hause geschickt? Laut Oliver
Sprechergeschieht nichts derglei-
chen, wie man schon im Eltern-
brief deutlich gemacht habe. «Der
Kanton sagt, dass kein Kind vom
Unterricht ausgeschlossen wer-
den darf und es deshalb wie ein
Schüler mit Attest zu behandeln
ist.»Will heissen: Dasmaskenlo-
se Kind erhält einen gesonderten
Platz imKlassenzimmermitMin-
destabstand zumRest derKlasse.
Als weitere Schutzmassnahmen
könnenPlexiglaswändeundPlas-
tikvisiere hinzukommen. «Allen-
falls wäre ein spezielles Unter
richtszimmer denkbar, wo die
Kinder, welche keine Maske tra-
gen, nach Lehrplan unterrichtet
werden», erklärt der Schulleiter.

Philipp Loretz, Vizepräsident
des Lehrerinnen- und Lehrerver-

eins Baselland, gibt zu bedenken,
dass die Umsetzung des neuen
Schutzkonzepts erschwert wer-
de, wenn die Schutzmassnah-
men für alle Schulkinder – mit
und ohneMaske – gewährleistet
werden sollen. Schliesslich sei in
vielen Schulhäusern der Platz
begrenzt.Aber ihm seien bislang
ohnehin «nurwenige Fälle» von
Maskenverweigerern zu Ohren
gekommen.

Loretz appelliert an die Soli-
darität. Man komme nur aus der
Krise, wenn man gemeinsam

auch unangenehme Massnah-
menmittrage. Diskussionenmit
Maskenverweigerern verursach-
ten für alle Beteiligten einen
grossenMehraufwand. «Zeit, die
angesichts der Fülle von zusätz-
lichen Aufgaben schlicht fehlt.»

Zumal der rechtliche Rahmen
klar sei: «Es gilt die Schulpflicht,
und ein Wechsel an eine Privat-
schule ist im laufenden Schul-
jahr im Kanton Baselland nicht
möglich.» ImÜbrigen gelten die
Corona-Massnahmen auch für
private Einrichtungen.

Während das Baselbiet erste Er-
fahrungenmit den neuen Regeln
sammelt – die Schulenwechseln
derzeit vomFern- in denPräsenz-
unterricht –, blicktman in Basel-
Stadt recht zufrieden auf die ers-
ten Tage mit den Massnahmen
zurück. Eine «übergrosse Mehr-
heit der Eltern und auch derKin-
der» trage dieMasken- undTest-
pflichtmit, lässt das Erziehungs-
departement wissen.

Fingerspitzengefühl gefragt
«Wichtig ist ja, dass die Kinder
oftmals gar nicht so ein grosses
Problemmit denMasken haben,
sondern diese Haltung eher
von den Eltern kommt», betont
Departementssprecher Simon
Thiriet. Wenn es zu Konflikten
komme, so könnten diese oft vor
Ort durch die Schulleitung oder
Lehrpersonen gelöst werden.

Auch für den Fall, dass ein
Kind keine Maske tragen könne
oder wolle und somit weitere
Schutzmassnahmen erforderlich
seien, vertraue man auf deren
Fingerspitzengefühl. «Die Schul-
leitungen kennen die räumlichen
Gegebenheiten vor Ort am bes-
ten», soThiriet. Lehrerinnen und
Lehrerkönnten zudemeinerStig-
matisierung von maskenlosen
Kindern gezielt entgegenwirken.
«ImGesprächmit derKlasse kann
Verständnis geschaffenwerden –
geradewenn das Kind aus medi-
zinischen Gründen tatsächlich
keine Maske tragen kann.»

Michael Lehnervon derBasel-
bieterBildungsdirektion ergänzt:
«ImUnterricht sind Konzepte zu
wählen, die einer weiteren Inte-
gration der betroffenen Schüle-
rin oder des betroffenen Schü-
lers nicht entgegenstehen.»Man
müsse beispielsweise Gruppen-
aktivitäten reduzieren.

Die Schulbehörden zeigen
sich bemüht, einenMaskenstreit
auf dem Buckel der Kinder zu
verhindern.Doch auchwennvor
Ort die Bedingungen für Schüle-
rinnen und Schüler geschaffen
werden, die partout keinen Ge-
sichtsschutz tragen wollen, so
sind deren Eltern damit nicht aus
demSchneider. SchulleiterOliver
Sprecher gibt zu bedenken: «Die
Maskenverweigerung ohneAttest
schützt die Erziehungsberech-
tigten nicht vor disziplinarischen
Massnahmen.»

«Spezielle Unterrichtszimmer»
für Kinder ohneMasken denkbar
Maskenpflicht im Baselbiet Neu ist der Gesichtsschutz für alle Primarschüler obligatorisch. Einzelne Eltern
und Kinder wollen aber nicht mitmachen. In Schulen werden für sie Vorkehrungen getroffen.

Wenn ein Kind die Maskenpflicht nicht einhält, ist mitunter gar zusätzlicher Raum erforderlich. Foto: Keystone

Corona DieKurvederNeuinfektio
nen mit dem Coronavirus weist
im Kanton Baselland weiterhin
steil nach oben. Am Donnerstag
sind 759 neue positive Testbe-
funde registriert worden,womit
die Anzahl der Personen in Iso-
lation auf 4094 anstieg. Die Zahl
derMenschen in Isolation ist seit
dervergangenenWoche um 1270
gestiegen. 1029 Personen befan-
den sich in Quarantäne. Inner-
halb dervergangenen siebenTage
sind im Kanton Baselland 3286
neue Ansteckungen registriert
worden. 393 davon waren Schü-
lerinnen und Schüler, in 71 Fällen
handelteessichumLehrpersonen.

ImKantonBasel-Stadtwurden
am Donnerstag 554 neue Infek-
tionen registriert. Das waren 19
weniger als am Vortag. Mit 2130
blieb die Anzahl der Menschen
in Isolation stabil, während die
Zahl der Personen in Quarantä-
ne um 36 auf 1006 anwuchs.

Bei den Hospitalisierungen
wurden in beiden Basel im Ver-
gleich zu den vergangenen Ta-
gen und Wochen keine grossen
Veränderungen verzeichnet. In
Basel-Stadt befanden sich 86 an
Covid-19 erkrankteMenschen im
Spital (+7), unverändert 19 davon
auf der Intensivstation. In Basel-
land befanden sich 49 Personen
(-4) in Spitalpflege, 7 (+1) davon
waren auf der Intensivstation
untergebracht. (red)

4000 Personen
in Baselland
in Isolation

Die Städte Basel, Bern, Winter-
thur und Zürich wollen keine
Velohelmpflicht für Kinder und
Jugendliche im Alter von 12 bis
16 Jahren. Sie lehnen die Pläne
des Bundesrats deshalb ab. Statt-
dessen fordern sie eine bessere
Veloinfrastruktur.DasVelo sei ein
«unkompliziertes Verkehrsmit-
tel», schreiben die Städte in einer
gemeinsamenMedienmitteilung
vomDonnerstag.Mit derEinfüh-
rung einer Helmpflicht würde
dieser Vorteil verloren gehen.

Es sei zu befürchten, dass
gerade die Jugendlichen, die
tendenziell immer weniger Velo

fahren, dies mit einer Helm-
pflicht noch seltener tunwürden,
schreiben sie.

Der Bundesrat regt eine Velo-
helmpflicht für 12- bis 16-Jährige
im Rahmen der Revision des
Strassenverkehrsrechts an. Dies
als Reaktion darauf, dass immer
mehr jugendliche Velofahrerin-
nen und Velofahrer schwer ver-
unfallen. Am 10. Januar soll die
zuständige Kommission des Na-
tionalrats mit der Beratung be-
ginnen. Statt auf der Einführung
einer generellenHelmpflicht soll-
te der Fokus nachAnsicht dervier
Grossstädte aber besser auf dem

Ausbau einer sicheren und attrak-
tiven Veloinfrastruktur liegen.

DennVeloförderung sei dann
effektiv, «wenn die Hürden für
die Benutzung des Velos im All-
tag niedrig sind». Dazumüssten
in erster Linie Gefahrenstellen
beseitigt werden und Velowege
für alle Altersgruppen attraktiv
und sicher sein.

Dieser Effekt sei wissen-
schaftlich erwiesen und lasse
sich etwa in nordeuropäischen
Städten beobachten, heisst es in
der Mitteilung. Dort seien Velo-
helme kaum verbreitet. Eine
generelle Helmpflicht würden

nur Länder mit schwacher Velo-
nutzung kennen, wobei die Si-
cherheit für Velofahrende aber
nicht verbessert worden sei.

Der Schweizerische Städte-
verband hatte sich bereits gegen
die Einführung der Helmpflicht
ausgesprochen.Die Städte Basel,
Bern, Winterthur und Zürich
wiederholen diese Haltung nun
nochmals – sie weisen aber dar-
auf hin, dass sie das freiwillige
Tragen eines Helmes ausdrück-
lich unterstützen.Es stehe ausser
Frage, dass einVelohelm schütze
und die individuelle Sicherheit
erhöhe. (sda)

Basel stellt sich gegen eine Velohelmpflicht für Kinder
Schutz für 12- bis 16-Jährige Weil immer mehr jugendliche Velofahrer schwer verunfallen, plant der Bundesrat eine Helmpflicht.

Verunfallen häufig: Kinder auf dem Weg in die Schule. Foto: Keystone

«Der Kanton sagt,
dass kein Kind
vomUnterricht
ausgeschlossen
werden darf.»
Oliver Sprecher
Schulleiter Primarstufe Reinach

Interpellation Patrick Messerli
(SVP) lässt nicht locker. Er habe
den Regierungsrat wiederholt
um Informationen und Antwor-
ten in der CausaMarc Fehlmann
gebeten. Unter anderem habe er
wissen wollen, «weshalb der in
derWissenschaft und den Geld-
gebern hochgeschätzte undviel-
gelobte Museumsdirektor des
Historischen Museums Basel,
Marc Fehlmann,weiterhin nicht
an seinen Arbeitsplatz zurück-
kehren darf, obschon dasAppel-
lationsgericht Basel-Stadt den
Freistellungsentscheid des Prä-
sidialdepartements, wie bereits
zuvor die Personalrekurskom-
mission schon, kassiert hat.»

Die Antworten von Regie-
rungspräsident Beat Jans seien
unbefriedigend gewesen, schreibt
Messerli im Zusammenhangmit
einer neuerlichen Interpellation.
In dieser stellt der SVP-Politiker
nun eine Reihe von konkreten
Fragen. (red)

Causa Fehlmann:
Patrick Messerli
fragt nach


